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ZEITGESPRÄCH

Brauchen wir mehr sozialen 
Wohnungsbau?

Angesichts der aktuellen Engpässe auf dem Wohnungsmarkt 
insbesondere in den Ballungsräumen wird wieder ein verstärkter Neubau 

von Sozialwohnungen gefordert. Können hierdurch die Probleme gelöst werden? 
Dr Oscar Schneider, Gerhard Jahn und Theodor Paul nehmen Stellung.

Oscar Schneider

Das soziale Element in der Wohnungspolitik stärken

Die Frage nach dem  Stellenwert 
des sozialen W ohnungsbaus 

stellt sich aus zwei G ründen: Er
stens gehen die Sozia lm ietwohnun
gen der 50er Jahre in den freien 
Wohnungsmarkt über, das heißt, die 
Miet- und Belegungsbindungen für 
diese Wohnungen entfallen. Zw ei
tens wird angesichts der aktuellen 
Engpässe am W ohnungsm arkt w ie
der ein verstärkter sozia ler W oh
nungsbau gefordert, um auf soziale 
Probleme antworten zu können.

Die gegenwärtige W ohnungs
marktsituation ist vor allem  gekenn
zeichnet durch einen kräftigen A n
stieg der W ohnungsnachfrage. Die 
Ursache dafür liegt vor allem  in den 
Einkommenssteigerungen der letz
ten Jahre. Die Realeinkom m en der 
privaten Haushalte sind allein in den 
letzten drei Jahren um 12%  gestie 
gen. Es muß davon ausgegangen 
werden, daß die Nachfrage nach 
Wohnraum m indestens gleich stark 
wächst wie das Einkommen. Hinzu 
kommt auf der Nachfrageseite der 
starke Zustrom von Aussied lern und 
Zuwanderern seit M itte 1988. Das 
Angebot ist dieser Nachfragesteige
rung nicht schnell genug gefolgt.
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Erst allm ählich reagieren die Inve
storen auf die sprunghaft gestie
gene Nachfrage. Diese Reaktionen 
brauchen aber Zeit, weil Investi
tionspläne erst in ein bis zwei Jah
ren um gesetzt w erden können.

Das Bild am W ohnungsm arkt ist 
gegenwärtig durch zwei sich schein
bar w idersprechende Befunde ge
kennzeichnet. Einerseits zeigen die 
Ergebnisse der Volkszählung vom 
Mai 1987, daß die Versorgung mit 
W ohnraum  einen hohen Stand er
reicht hat. Seit der letzten Zählung 
im Jahre 1968 ist die Anzahl der 
W ohnungen um ein Drittel und die 
W ohnfläche sogar um die Hälfte ge
stiegen. D ieser im Durchschnitt un
bestre itbar sehr guten W ohnungs
versorgung stehen em pfindliche 
Engpässe auf dem  W ohnungs
wechslerm arkt gegenüber. Der 
deutliche Nachfrageüberhang führt 
dazu, daß W ohnungssuchende nur 
schwer eine W ohnung finden. Be
sonders schw er tun sich e inkom 
m ensschwache Haushalte, und es 
kommt unbestre itbar zu W ohnungs
notfällen. Auch wenn die absolute 
Zahl der Dringlichkeitsfälle und Not
fälle vergle ichsweise gering ist, wird

deutlich, daß die soziale A bsiche
rung an dieser Stelle unzureichend 
ist.

Die jüngste Entwicklung hat uns 
w ieder einmal vor Augen geführt, 
daß sich der W ohnungsm arkt bei 
ständig steigendem  Versorgungsni
veau in Zyklen entw ickelt. Phasen 
der Anspannung und Entspannung 
w echseln sich ab.

Das Them a „neue W ohnungsnot“ 
kom m t in bestim m ten zeitlichen Ab
ständen Immer w ieder hoch. O b
wohl M itte der 60er Jahre bereits 
von einem  weitgehenden Ausgle ich 
von Angebot und Nachfrage gespro
chen wurde, gab es m ehrfach er
hebliche Engpässe auf dem W oh
nungsm arkt. In den Jahren 1971/72, 
1980/81 und je tzt w ieder seit 1988 
wurden diese Engpässe aus der 
S icht der W ohnungssuchenden und 
Betroffenen auch als „neue W oh
nungsnot“ bezeichnet. Das Pro
blem besteht also n icht in der durch
schnittlichen Versorgung der Bevöl
kerung, sondern darin, daß W oh
nungssuchende auf einen „leerge
feg ten“ W ohnungswechslerm arkt 
stoßen. W er in einer solchen S itua

171



ZEITGESPRÄCH

tion um ziehen muß, hat wenig da
von, daß m ehr als 95 %  der Haus
halte wohnungsm äßig gut versorgt 
sind. Er kann meist auch nicht war
ten, bis das allgem eine Angebot 
w ieder steigt.

Erwerb von Belegungsrechten

Es besteht kein Zweifel, daß die 
soziale Absicherung durch das 
W ohngeld für diese Fälle allein nicht 
ausreichend ist. In den zyklisch auf
tretenden Engpaßphasen muß es 
m ehr Möglichkeiten geben, D ring
lichkeitsfä lle und Notfälle unterzu
bringen. Die Antwort auf die Frage 
„Brauchen wir m ehr sozialen W oh
nungsbau?" heißt deshalb: W ir 
brauchen m ehr Belegungsrechte 
zugunsten sozial schwacher Haus
halte in Engpaßsituationen, Vor a l
lem die Städte und G em einden 
müssen Vorsorge treffen, dam it sie 
W ohnungen verfügbar haben und 
zugänglich m achen können für 
Haushalte, die einen dringlichen 
W ohnungsbedarf haben und nicht 
zwei bis drei Jahre warten können, 
bis das Angebot w ieder nachgezo
gen hat.

Die entspannte S ituation auf dem 
W ohnungsm arkt M itte der 80er 
Jahre hat vie lfach den E indruck en t
stehen lassen, daß sich solche Eng
paßproblem e in Zukunft nicht mehr 
ergeben würden. Deshalb haben 
auch Städte und G em einden sich 
nicht intensiv darum bemüht. Bele
gungsrechte zu verlängern bzw. zu 
erwerben. Aus den jüngsten Erfah
rungen ist die Lehre zu ziehen, daß 
w ir für zukünftige Versorgungseng
pässe bei sozial schwachen Haus
halten Vorsorgen m üssen. Dies ist 
eine gem einsam e Aufgabe von 
Kommunen, Ländern und Bund. Es 
muß darum  gehen, system atisch 
die Verfügbarkeit von W ohnungen 
für die genannten Gruppen zu ver
bessern.

Die Städte und Gem einden brau
chen in größerem Umfang Bele
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gungsrechte für W ohnungen, so 
daß sie vorrangig Dringlichkeitsfälle 
unterbringen können. In d iesem  Z u
sam m enhang stellt sich die Frage, 
w ie Belegungsrechte am günstig
sten erworben bzw. verlängert wer
den können. Es gibt eine V ielzahl 
von Möglichkeiten, solche Bele
gungsrechte zu erwerben. Der Neu
bau von Sozialwohnungen ist nur 
ein Weg. D ieser Weg zum Erwerb 
von Belegungsrechten ist le ider ver
g leichsweise teuer, weil die Bele
gungsrechte in teuren N eubauw oh
nungen erworben werden m üssen 
und weil gleichzeitig viel Geld für die 
M ietverbilligung aufzuwenden ist. 
Daneben m üssen sich künftig die 
Anstrengungen vornehm lich darauf 
richten, vorhandene Belegungs
rechte zu verlängern und auch Bele
gungsrechte im Bestand zu erwer
ben.

Bau von Sozialwohnungen

Bereits in der Vergangenheit 
wurde in einigen Ansätzen erprobt, 
w ie d ieser Weg beschriften werden 
kann. Ein erfo lgversprechender 
Weg für die Zukunft scheint darin zu 
liegen, auf vertrag licher Basis Bele
gungsrechte zu vereinbaren. Der
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wichtigste Ansatzpunkt hierfür sind 
gem einnützige W ohnungsunterneh
men, die über einen größeren Be
stand einfacher, ä lterer W ohnungen 
verfügen. Selbstverständlich kön

nen auch private Verm ieter in sol
che Verträge einbezogen werden. 
Schließlich ist auch darüber nachzu
denken, w ie B indungen, die im Zu
sam m enhang mit dem  sozialen 
W ohnungsbau erworben wurden, 
künftig verlängert werden können. 
Hierzu ist es nötig, neue Modelle 
und W ege zu entw ickeln. Dabei gilt 
es, die unterschiedlichen Voraus
setzungen und Bedingungen auf 
der kom m unalen Ebene sehr flexi
bel zu nutzen.

Diese M öglichkeiten, näm lich Be
legungsbindungen im Bestand zu 
erwerben, brauchen Zeit und kön
nen sicherlich nicht in einer Phase 
der höchsten Anspannung des 
W ohnungsm arktes le icht erreicht 
werden. Deshalb ist vor allem  in der 
gegenwärtigen Zeit ein zusätzlicher 
Bau von Sozia lwohnungen unver
meidlich, um auf diese W eise den 
Bestand an Belegungsrechten zu 
erhöhen. Deshalb hat der Bund 
seine Anstrengungen im sozialen 
W ohnungsbau erheblich verstärkt 
und ein Program m  von 1,25 Mrd. 
DM für 1990 beschlossen. Selbst
verständlich weiß ich, daß mit dem 
Neubau von Sozialwohnungen 
viele Problem e verbunden sind. 
Deshalb muß das Schwergewicht 
a llm ählich verlagert werden auf den 
Erwerb von Belegungsrechten im 
Bestand. Ziel der Politik muß es 
sein, die soziale Absicherung w irk
sam zu verbessern und die knap
pen öffentlichen M ittel effektiv ein
zusetzen. Die von m ir eingele itete 
„konzertie rte  A ktion“ hat den 
Zweck, das soziale Elem ent in der 
W ohnungspolitik zu stärken sowie 
die Anstrengungen aller gesell
schaftlichen Gruppen und staatli
chen Ebenen zu verstärken und zu 
koordinieren,
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Gerhard Jahn

Für eine stetige Förderung des Sozialwohnungsbaus

Bund. Länder. Gem einden . . .  

haben den W ohnungsbau unter 
besonderer Bevorzugung des 
Baues von W ohnungen, die nach 
Größe. Ausstattung und M iete oder 
Belastung für die breiten Schichten 
des Volkes bestim m t oder geeignet 
sind (sozialer W ohnungsbau), als 
vordringliche Aufgabe zu fördern. 
. . .  Die Förderung soll e ine ausrei

chende W ohnungsversorgung aller 
Bevölkerungsschichten entspre
chend den unterschiedlichen W ohn- 
bedürfnissen erm öglichen und 
diese namentlich für diejenigen 
W ohnungssuchenden sicherste l
len, die hierzu selbst nicht in der 
Lage sind. . . So heißt es in § 1 
des Zweiten W ohnungsbaugeset
zes, das am 1. Juli 1956 in Kraft trat. 
Entstanden ist das G esetz in einer 
Zeit allgemeiner W ohnungsnot, die 
zwar längst überwunden ist. Der ge
setzliche Auftrag ist aber unverän
dert gültig: W ohnungsbauförderung 
und W ohnungsversorgung als ö f
fentliche Aufgabe.

Auch 1989 ist e ine „ausreichende 
Wohnungsversorgung aller Bevöl
kerungsschichten" keineswegs ge
währleistet. W ohnungsm angel und 
neue W ohnungsnot sind W irk lich
keit -  obwohl oder gerade weil die 
Mehrzahl der Bürger gut oder zu 
mindest ausreichend versorgt ist. 
Fünf Prozent der Haushalte, so 
schätzt die Bundesregierung, ha
ben Probleme, eine geeignete W oh
nung zu finden, das sind 1,3 Mill. 
Haushalte m it wenigstens 3 Mill. 
Menschen; ein Fünftel von ihnen 
sind laut Bundesregierung „echte 
Notfälle". W ohnungsnot 1989 heißt, 
daß Hunderttausende beengt oder 
qualitativ schlecht untergebracht 
sind, unter teilweise m enschenun

würdigen Bedingungen, in Notunter
künften und Behelfsquartieren hau
sen müssen.

33 Jahre nach Inkrafttreten des 
Zweiten W ohnungsbaugesetzes ist 
dies auf den ersten Blick überra
schend, galten doch die Probleme 
der W ohnungsversorgung als w e it
gehend gelöst. Noch am 30. Juni 
1988 stellte die Bundesregierung in 
ihrer Antw ort auf eine Große An
frage der SPD-Bundestagsfraktion 
fest: „D ie  W ohnungsversorgung hat 
ein quantita tiv und qualitativ hohes 
Niveau erre icht; der W ohnungs
m arkt ist global ausgeglichen" 
(Drucksache 11/2606). Eine bem er
kenswerte Fehleinschätzung: Nach 
der Volkszählung stehen rund eine 
M illion W ohnungen nur noch „au f 
dem  Papier“ derW ohnungsstatistik 
zudem  dürften m ehrere hunderttau 
send W ohnungen dem W ohnungs 
m arkt nicht zur Verfügung stehen 
weil es sich um Zweit- und Ferien 
Wohnungen oder um „unech te “ Ein 
liegerwohnungen in Zweifam ilien 
häusern handelt, die nur aus Steuer 
liehen Gründen errichtet wurden.

Eine bis M itte der 80er Jahre an
haltende Nachfrageschwäche 
wurde lange Zeit als M arktsättigung 
interpretiert. Die Bundesregierung 
sprach vom  „M ie te rm arkt“ , der Z en
tralverband der Deutschen Haus-, 
W ohnungs- und G rundeigentüm er 
verkündete, eine M illion W ohnun
gen stünden leer. Vorübergehend 
gab es tatsächlich einige hundert
tausend leerstehende W ohnungen 
und Verm ietungsschw ierigkeiten, 
vor allem  in strukturschwachen Re
gionen, Gebieten m it hoher A rbeits
losigkeit und in bestim m ten Groß
siedlungen.

Schon im Frühjahr 1987 bahnte 
sich die W ende am W ohnungsm arkt 
an. Vor allem  in den Großstädten 
und Ballungsräum en wurden die -  
la tent im m er vorhandenen -  Nach
fragefaktoren m arktw irksam : die 
Zunahm e der Haushalte, auf jähr
lich etwa hunderttausend ge
schätzt, die anhaltende Tendenz zu 
kleineren Haushalten m it relativ hö
herem W ohnflächenbedarf, de rW ie- 
deranstieg der Realeinkom m en, 
der Beziehern zum indest durch
schnittlicher Einkom m en erlaubte, 
den lange Zeit zurückgestellten 
W unsch nach einer größeren und/ 
oder kom fortableren W ohnung zu 
verw irklichen. 1987 traten als zu
sätzliche Nachfrager verstärkt die 
Spätaussied ler aus den O stblock
ländern und die Zuwanderer aus 
der DDR auf, die überhaupt erst e in
mal m it W ohnraum  versorgt werden 
müssen.

Inzwischen hatte das W ohnungs
angebot auf die falschen politischen 
S ignale {..M arktsättigung!“ , „M ie ter
m arkt!“ ) reagiert. Von 1984 bis 1988 
hat sich der W ohnungsneubau fast 
halbiert, von rund 398000 auf rund 
208000 W ohneinheiten. Der 
Neubau von M ietwohnungen ver
küm m erte zur Restgröße: 1984 
waren es schätzungsweise 90000, 
1988 noch etwa 30000. Das M iet
wohnungsangebot insgesam t 
schrum pft: Nach Schätzungen des 
Deutschen Instituts für W irtschafts
forschung, Berlin, verschwinden 
durch Abriß, Zweckentfrem dung 
und die Um wandlung in W ohnungs
eigentum  jährlich etwa 130000 
M ietwohnungen vom Markt.

Die W ohnungspolitik insbeson
dere der Bundesregierung hat den 
Rückgang des Angebots noch be

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/IV 173



ZEITGESPRÄCH

schleunig!. Die angebliche M arkt
sättigung war Rechtfertigung, den 
ordnungspolitisch gewellten Rück
zug des S taates aus der W ohnungs
politik einzuleiten. G rundsätzlich 
soll die W ohnungsversorgung 
„m arktw irtschaftlich organ is ie rt“ 
sein, die soziale Absicherung e in 
kom m ensschwacher Haushalte soll 
das W ohngeld leisten.

Folgerichtig zog sich der Bund 
schrittweise aus dem sozialen W oh
nungsbau zurück, seit 1986 wird der 
a llgem eine soziale M ietwohnungs
bau überhaupt nicht m ehr gefördert.

Dies sei Aufgabe der Länder, die 
sich allerdings, teils aus G eldknapp
heit, teils m it der gleichen Begrün
dung w ie der Bund ebenfalls aus 
dem sozialen W ohnungsbau zu
rückgezogen haben; 1983 wurden 
noch m ehr als 104000 W ohnungen 
öffentlich gefördert, davon 59000 
M ietwohnungen. 1988 waren es ins
gesam t noch knapp 41000, davon 
ein gutes Vierte l M ietwohnungen.

Folgerichtig für m arktw irtschaft
lich orientierte W ohnungspolitik ist 
es auch, den Bestand von derzeit 
noch etwa drei M illionen Sozia lm iet
wohnungen „ausb lu ten" zu lassen; 
Durch planm äßige oder vorzeitige 
Rückzahlung der öffentlichen D arle
hen werden bis etwa 1995 die ge
setzlichen Preis- und Belegungsbin
dungen für rund die Hälfte des Be
standes auslaufen. Folgerichtig war 
schließlich auch der Beschluß, die 
gesetzlichen Bindungen für die ge
m einnützige W ohnungswirtschaft 
m it rund 3,4 Mill. W ohnungen aufzu
heben und sie 1990 in den freien 
Markt zu überführen.

Die Folgen von Fehleinschätzun
gen und Fehlentscheidungen sind 
inzw ischen für jederm ann erkenn
bar: In weiten Teilen der Bundesre
publik Deutschland, wenn auch mit 
Schwerpunkt in Großstädten und 
Ballungsräum en, ist der W ohnungs
m arkt leergefegt, trifft eine wach
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sende Nachfrage auf ein schrum p
fendes Angebot an M ietw ohnun
gen. W ohnungssuchende bekom 
men dies unm itte lbar zu spüren, in 
Form drastisch gestiegener und 
we iter steigender M ietforderungen 
Im W ettbewerb um das knappe An 
gebot haben einkom m ensschwa 
che Nachfrager und am W ohnungs 
markt benachteilig te Haushalte 
z. B. Familien m it K indern, A lle iner
ziehende, Aussiedler, bestim m te 
Ausländergruppen, Studenten, 
keine Chance. Zahlungskräftige 
Nachfrager können sich -  wenn 
auch um den Preis hoher M ieten -  
nahezu jeden W ohnwunsch erfü l
len, die anderen m üssen sich immer 
häufiger m it unzureichenden W ohn
bedingungen begnügen. G erade 
sie sind auf preiswerten W ohnraum 
angewiesen, der bundesweit zur 
M angelware geworden ist.

Durch frei finanzierten Neubau 
kann dieser M angel nicht beseitigt 
werden; kostendeckende Mieten 
sind am M arkt selten zu erzielen, 
der Kreis der m öglichen Nachfrager 
beschränkt sich auf Bezieher höhe
rer Einkom m en. Investoren 
scheuen das Risiko der extrem 
langfristigen Anlage im W ohnungs
bau, zum al es hochrentable A lte rna
tiven gibt. „E in Bauherr von M iet
wohnungen muß sich heute darum 
sorgen, ob er in 10 oder 20 Jahren 
überhaupt noch M ieter findet. Je 
weniger der Hausbesitzer m it W ert
steigerungen von G ebäuden rech
nen kann, um so höher muß die 
M ietrendite sein, soll sich der Neu
bau lohnen. Von einem  M ietenni
veau, bei dem die laufende Rendite 
den Einsatz von Eigenkapital lohnt, 
sind w ir noch weit entfernt. Selbst 
die horrenden Mieten von 2 0 ,-  DM/ 
qm, die man aus München und 
Frankfurt hört, reichen dazu bei 

Neubauten noch nicht aus. . . .  Die 
M ieten werden we iter steigen, ohne 
daß sich der M ietwohnungsbau 
merklich be lebt.“ (Professor W olf

ram Engels in der „W irtschafts
w oche" vom  6 .1 .1 989 .) Das markt
w irtschaftliche Konzept w ird also zu 
keiner spürbaren Angebotsauswei
tung führen; daran werden auch 
neue Abschreibungserleichterun
gen nichts ändern.

W ohngeld stärkt zwar die Kauf
kraft e inkom m ensschwacher Haus
halte, es entlastet im Einzelfall. Die 
d irekte Förderung des Mietwoh
nungsbaues kann es nicht erset
zen, die Subjektförderung ist keine 
A lternative zur Objektförderung. So 
wie A rbeits losenhilfe keine Arbeits
plätze schafft, baut W ohngeld keine 
W ohnungen und gibt denen kein 
Dach über dem  Kopf, die am freien 
M arkt keines finden können. Speku
lativ ist die Annahm e, über eine 
Stärkung der W ohnkaufkraft werde 
W ohngeld zum indest langfristig 
auch eine Angebotsausweitung be
w irken. Der W ohnungsm arkt ist vor 
allem ein Bestandsm arkt. Deshalb 
ist es vie l wahrscheinlicher, daß 
W ohngeld auf Dauer über stei
gende M ieten abgeschöpft wird, 
ohne daß zusätzliche Neubauinve
stitionen ausgelöst werden -  zumal 
die besonders hohen Neubaum ie
ten ohnehin nicht wohngeldfähig 
sind.

Gem essen an ihren bisherigen 
und an den zu erw artenden Ergeb
nissen kann eine grundsätzlich 
m arktorientierte W ohnungspolitik 
nicht das W ohnungsangebot bereit
stellen, das gegenwärtig und in ab
sehbarer Zukunft gebraucht wird. 
Dieses Angebot ist als sozialer 
W ohnungsbau seit 1956 gesetzlich 
definiert. Bund, Länder und Ge
meinden m üssen diesen gesetzli
chen Auftrag in den nächsten Jah
ren w ieder ernst nehm en, wenn die 
Versorgungsproblem e sozial befrie
digend gelöst werden sollen. Not

wendig ist eine stetige und bedarfs
gerechte Förderung des sozialen 
M ietwohnungsbaues. Um die Ver
säumnisse der jüngsten Vergangen
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heit und den zu erwartenden Mehr
bedarf auszugleichen, ist es not
wendig, bis Anfang der 90er Jahre 
jährlich etwa 100000 neue Sozia l

m ietwohnungen öffentlich zu för
dern. Z iel muß es sein, m öglichst 
langfristige Preis- und Belegungs
bindungen zu schaffen, m it denen

eine angem essene W ohnraum ver
sorgung auch der Haushalte sicher
gestellt werden kann, die dies aus 
eigener Kraft nicht können.

Theodor Paul

Der soziale Wohnungsbau hat sich als wenig sozial erwiesen

Nach Jahrzehnten des Nach
frageüberhanges hat die W oh

nungsversorgung in der Bundes
republik Deutschland den Stand er
reicht, auf den die W ohnungspolitik 
seit Ende des Zweiten W eltkrieges 
hingearbeitet hat. Der Nachholbe
darf an Wohnraum ist gedeckt“ ', ver
kündete das Bundesm inisterium  für 
Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau im Jahresbericht der 
Bundesregierung 1987. Kaum ein 
Jahr später wird w ieder von ekla
tanten W ohnungsversorgungsm än
geln und überproportional ste igen
den Mieten gesprochen. Obwohl 
die W ohnungsversorgung einen 
quantitativ und qualitativ guten 
Stand erreicht hat, sind regionale 
und sektorale Engpässe zu ver
zeichnen. W achsende Nachfrage 
trifft auf ein nicht ausreichendes A n
gebot. Vor allem in den B allungsräu
men sind in jüngster Zeit Versor
gungsengpässe bei pre iswertem  
Wohnraum sichtbar geworden.

Aufgrund der Ausw ertung der 
Volkszählung ist festzustellen, daß 
die Gesamtzahl der W ohnungen 
seit der letzten G ebäudezählung im 
Jahre 1968 um 6,6 Mill. W ohnungen 
oder knapp 35 % zugenom m en hat, 
die Bevölkerung hingegen seit der 
Volkszählung 1970 lediglich um 
423000 oder 0 .7%  gestiegen ist^. 
In den meisten Städten ist die Ein
wohnerzahl zurückgegangen, die 
Zahl der Wohnungen hat jedoch be
trächtlich zugenommen.

Die Behauptung, die W ohnungs
zählung habe eine Defizit an W oh
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nungen in Höhe von einer M illion er
geben, ist völlig abwegig. Daß die 
Zahlen aus der W ohnungsfort
schreibung nach unten zu korrig ie
ren sind, w ar nicht neu. denn die Ba
sis d ieser Fortschreibung, die Ge- 
bäude- und W ohnungszählung 
1968, liegt bereits zwanzig Jahre zu
rück. In einem derart langen Zeit
raum haben sich zwangsläufig Un
genauigkeiten eingestellt. Es war 
bekannt^, daß die fortgschriebenen 
Zahlen zu hoch sind, weil nur die re
g istrierten Abrisse erfaßt werden, 
nicht dagegen das Zusam m enle
gen von W ohnungen, E in liegerwoh
nungen, die nicht mehr verm ietet 
werden, die Teilung von Großwoh
nungen und die Um widm ung für an
dere Nutzungen. Wenn in Zukunft 
größere Ungenauigkeiten durch 
Fortschreibungen verm ieden wer
den sollen, ist es dringend erforder
lich, D irektbefragungen in vertre t
bar kürzeren Zeitabständen durch
zuführen.

Was ist passiert, daß das w oh
nungspolitische Klima in der Bun
desrepublik sich so grundlegend ge
ändert hat? Die Faktoren, die ge
genwärtig zu der w irksam en Nach
fragesteigerung auf den W ohnungs
m ärkten geführt haben, sind vor al
lem die kräftig gestiegenen Realein
kommen. das heiratsfähige A lter 
der geburtenstarken Jahrgänge, 
der Anstieg von Ehescheidungen 
und Eheschließungen, das relative 
Anwachsen der S tudentenzahlen, 
die den W ohnungsm arkt der Städte 
mit Universitäten und Fachhoch

schulen belasten, sow ie die enorme 
Erhöhung der Zuwanderungsquote 
aus dem Ausland und die m an
gelnde Rentabilitä t beim  M ehrfam i
lienwohnungsbau.

Die Forderungen, um die zutage 
getretenen Engpässe zu überw in
den, konzentrieren sich auf die Ver
stärkung des sozialen W ohnungs
baus. Mit dem Staat als Bauherren 
oder Förderer des sozialen W oh
nungsbaues haben w ir in den ver
gangenen Jahren so vie le schlechte 
Erfahrungen gesam m elt, daß uns 
auch die gegenwärtigen Schw ierig
keiten der W ohnungsversorgung 
nicht dazu verleiten sollten, sie zu 
w iederholen. Schon 1984 beklagte 
W olfgang Nagel, der neue für den 
W ohnungsbau in Berlin zuständige 
SPD-AL-Senator. daß das F inanzie
rungssystem  des sozialen W oh
nungsbaues aus den Fugen gera
ten sei''. Nach Ansicht des baden- 
württem berg ischen M in isterpräsi
denten Späth sind m it der herköm m 
lichen Förderung des sozialen W oh
nungsbaus die derzeitigen Eng
pässe auf dem  W ohnungsm arkt 
nicht zu beheben. Der W ohnungs
bedarf sowohl der einheim ischen

'  Jah resbe rich t d e r B u ndesreg ie run g  1987, 
S. 593.

^ Vgl. 0 . V :  V o lkszäh lung  '8 7  -  Fast 1.3 M illio 
nen  D e u tsch e  w eniger, in: S ta tis tisches  B u n 
desa m t, M itte ilung  fü r d ie  Presse.

’  Vgl. o. V.: E rste  E rgeb n isse  de r V o lkszäh 
lung. in : W irtsch a ft und S ta tis tik , H e ft 12/1988, 
S. 829  ff.

* O . V : S o z ia lw ohn ungen  b illige r bauen , in: 
M ie te r M agaz in  B erlin , 3 /1984, S. 19.

 ̂ O. V :  M ehr S o z ia lw o h n u n g e n  g e fo rde rt, in ; 
FAZ vom  2. M ärz 1989.
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Bürger als auch der Aussiedler 
zw inge zu neuen Überlegungen^.

Die Bundesregierung trug der in 
der Vergangenheit vorgetragenen 
Kritik an den bisherigen Förde
rungswegen des sozialen W oh
nungsbaus Rechnung und beschritt 
einen neuen Weg. Sie schuf ein an
deres Instrum ent der W ohnungs
bauförderung, die sogenannte „ver
einbarte Förderung“®, um dam it das 
Förderverfahren im sozialen W oh
nungsbau flexib le r und für Investo
ren attraktiver zu gestalten. Durch 
vergle ichsweise geringe staatliche 
Aufwendungen können so private 
W ohnungsbauinvestitionen in mehr
facher Höhe aktiv iert werden. Den 
Bew illigungsstellen der Länder wird 
die M öglichkeit gegeben, M ietzins- 
und Belegungsbindungen mit dem 
Bauherrn frei vom herköm m lichen 
Kostenm iet- und Belegungssystem  
unter Berücksichtigung des Förder- 
effektes auszuhandeln. Der Deut
sche Bundestag hat am 8. Dezem 
ber 1988 das entsprechende W oh
nungsbauänderungsgesetz 1988 
beschlossen, dem  der Bundesrat 
am 10. Februar 1989 zugestim m t 
hat. Durch den dam it eingefügten 
neuen § 88 d des Zweiten W oh
nungsbaugesetzes haben nunm ehr 
die Länder die M öglichkeit, dieses 
neue Förderungsinstrum ent einzu- 
setzen^. Bedauerlicherweise igno
rieren m ehrere Länder allerdings 
diese neue Förderungsm öglichkeit.

In der Vergangenheit haben die 
Bundesländer es im m er w ieder ver
standen, in der Ö ffentlichkeit den 
Eindruck zu erwecken, daß der 
Bund für den sozialen W ohnungs-

® H a rtw ig  H a m m ;  A u ss ied le rw ohn ungs- 
bau p ro g ram m  und ve re in ba rte  Forderung , ein 
neuer W eg im  soz ia len  W ohnu ngsbau , in: 
D e u tsch e  W o h n u n g sw iris ch a fl 3 89. S. 70 ff.

 ̂ Vgl. K laus W i r t h ;  W o h n u ngsbauä nde 
rungsge se tz  1988 und Förderung des Aussied- 
le rw ohnun gsbaus . in: Neue W irtsch a ftsbne fe  
Nr. 12 vom  20. M ärz 1989, S. 937  ff.

® Vgl. D e u tsch e r B undestag . 11. W ahlperiode , 
D rucksach e  11/4040. M itve ra n tw o rtun g  des 
B u ndes fü r den  W ohnu ngsbau . S . 3.

bau zuständig sei. Nach der verfas
sungsm äßigen Zuständigkeitsab
grenzung gehört es zu den orig inä
ren Aufgaben der Länder, den sozia
len W ohnungsbau zu fördern und zu 
betreiben. Der Bund kann nur Fi
nanzhilfen nach Maßgabe seiner Fi
nanzkraft dafür zur Verfügung s te l
len. In den letzten Jahren haben die 
Länder ihre M ittel für den sozialen 
W ohnungbau stärker zurückgeführt 
als der Bund®. Die Freie und H anse
stadt Hamburg hat beispielsweise 
statt über 4000  M ietwohnungen im 
Jahre 1982 im vergangenen Jahr 
nur noch den Bau von 400 M ietw oh
nungen gefördert. D ieses Verhalten 
steht im W iderspruch zur Festste l
lung der Bundesregierung in ihrem 
sogenannten Instrum entenbericht 
vom 1. Juni 1982, wonach den Län
dern eine erhöhte Verantwortung 
bei der Lösung von W ohnungsver
sorgungsproblem en zugewachsen 
ist®. Im übrigen hatte der Bund 1986 
auf Verlangen der Länder die Förde
rung des sozialen W ohnungsbaues 
eingestellt und sich auf die Unter
stützung der E igentum sförderung 

beschränkt.

Hoher Subventionsbedarf

Für den sozialen W ohnungsbau 
einschließlich des Aussiedler-Son- 
derprogram m s werden im Jahre 
1989 vom Bund den Ländern Fi
nanzhilfen mit einem G esam tvo lu
men von 1,05 Mrd. DM zur Verfü
gung geste llt'“ . G leichwohl wird von 
in teressierter Seite im m er w ieder 
die Forderung nach we iterer Ver
stärkung des sozialen W ohnungs
baues erhoben. Die negativen Er
fahrungen aus den w ohnungspo liti
schen Maßnahmen der Vergangen
heit werden leider verdrängt. Die 
Unzulänglichkeiten der O bjektför
derung im sozialen W ohnungsbau 
sind aber seit Jahren offenkundig. 
Die Herste llungskosten für eine 
W ohnung sind über die Jahre derart 
gestiegen, daß trotz im m er höheren 
staatlichen Aufwands im m er w en i

ger subvention ierte W ohnungen 
hergestellt werden konnten. Pro 
W ohnung m üssen heute Fördermit
tel in Höhe von m indestens 150000 
bis zu 200 000 DM eingesetzt wer
den. Wenn nur zusätzlich 100000 
W ohnungen auf diese W eise finan
ziert werden sollen, wären dam it Fi
nanzm ittel in Höhe von 15 Mrd. DM 
erforderlich.

Der soziale M ietwohnungsbau al
ter Prägung ist fiskalisch viel zu 
teuer, vie lfach unwohnlich und in ho
hem Maße verbürokratisiert. Im 
Jahre 1962 subvention ierte der 
Staat einen Q uadratm eter W ohnflä
che im sozialen W ohnungsbau mo
natlich m it 1,26 DM. 1969 waren es 
1,95 DM, 1977 waren es bereits 7,14 
DM, und bis 1980 hatte sich der För- 
derungsaufwand im Schnitt auf 
über 10 ,- DM je Q uadratm eter 
W ohnfläche erhöht. Bereits Mitte 
der achtziger Jahre war zur Errei
chung einer noch vertretbaren An
fangsm iete der E insatz von O bjekt
subventionen in Höhe von bis zu 
18 ,- DM je Q uadratm eter und Mo
nat erforderlich.

Hinzu kommt, daß die Wohnbe- 
rechtigung für eine Sozialwohnung 
lediglich von den Einkom m ensver
hältnissen beim Bezug der W oh
nung abhängig ist. Steigt später das 
Haushaltseinkom m en über die 
m aßgeblichen E inkom m ensgren
zen hinaus, so darf der betreffende 
M ieter g le ichwohl die W ohnung w e i
ter bewohnen. Eine beschränkte 
Fehlbelegungsabgabe für Sozia l
wohnungen wurde nur in den Län
dern Bayern, Nordrhein-W estfalen, 
Bremen und Berlin erhoben. Auf
grund einer Verfassungsgerichts
en tsche idung" soll die Fehlbele-

’  Vgl, D e u tsch e r B u ndestag . 9. W ahlperiode , 
D rucksach e  9 1708, S. 61.

Vgl. D e u tsch e r B u ndestag , 11. W ahlpe- 
node, D rucksach e  11/4040, M itve ra n tw o rtun g  
des B u ndes fü r den  W ohnu ngsbau , S. 3.

■' B u ndesve rfa ssu n g sg e rich t, B esch luß  vom  
8, Jun i 1988 -  2 B vL 9 ,85  und 3 .86, in: D e u t
sche  W o h n u n g sw irtsch a ft 8 /1988, S. 245  ff., 
s iehe  auch  S. 227.
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gungsabgabe auch auf Städte und 
Gemeinden m it weniger als 300000 
Einwohnern ausgedehnt werden 
können. Bisher richtet sich die Höhe 
der Abgabe nicht nach der Differenz 
zwischen Sozialm iete und M arkt
miete, sondern nach festen Sätzen. 
Die Ungerechtigkeit würde aber nur 
dann beseitigt werden können, 
wenn man die Abgabe so bem es
sen würde, daß die D ifferenz zw i
schen Sozialmiete und M arktm iete 
ausgeglichen würde.

Der Kreis der zum Bezug einer 
Sozialwohnung Berechtigten über
stieg seit Beginn der Förderung bei 
weitem die Zahl der Sozia lwohnun
gen. Die Anpassung der E inkom 
mensgrenzen an die allgem eine 
Einkommensentwicklung führte be
reits 1982 nach den Feststellungen 
des W issenschaftlichen Beirats 
beim Bundesw irtschaftsm in iste
rium dazu, daß die Zahl der Berech
tigten doppelt so groß war w ie die 
Zahl der vorhandenen Sozia lwoh
nungen. Die dam alige Bundesregie
rung trat dieser Kritik m it dem  H in
weis entgegen, daß „d ie  M ehrzahl 
der für den Bezug einer M ietsozia l
wohnung Berechtigten in A ltbau
wohnungen oder in Eigenheim en 
durchaus angem essen oder sogar 
besser versorgt is t" ’ .̂ Leider wurde 
versäumt, aus dieser Feststellung 
die notwendigen Konsequenzen zu 
ziehen und den Kreis der Berechtig
ten auf die unteren E inkom m ens
gruppen zu beschränken.

Der soziale M ietwohnungsbau 
war in den letzten Jahren auch alles 
andere als sozial. Es wurde häufig 
nicht denen geholfen, die ta tsäch
lich am ehesten dieser Hilfen be
durft hätten. Die sozia l-liberale Bun
desregierung schrieb bereits in ih
rem achten Subventionsbericht, 
 daß innerhalb des pre isgebun
denen W ohnungsbestandes am

Deutscher B u ndestag , 9. W ah lperiode . 
Drucksache 9 /1708, B e rich t d e r B u n d e sre g ie 
rung über das Zusa m m enw irken  f in a n zw irksa 
mer, w ohnungspo litischer Ins trum ente , S. 52.

stärksten Haushalte m it einem m itt
leren Einkom m en profitieren, einem 
Einkommen also, das knapp unter
halb der E inkom m ensgrenze des 
§ 25 II. W oBauG lie g t" ’^  Dies ist 
zweife lsohne ein Verstoß gegen das 
Sozialstaatsprinzip des G rundge
setzes. Der frühere Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts Ernst 
Benda betonte bereits vor Jahren, 
daß es sozialstaatsw idrig ist. wenn 
die knappen öffentlichen Mittel nicht 
den jeweils bedürftigen Bürgern zu- 
fließen '“*.

Ein bedeutsam er Mangel der O b
jektförderung liegt we iter darin, daß 
abgesehen von den über Jahre hin 
unterschiedlichen M ieten g le ichwer
tiger Sozialwohnungen die staa tli
che Förderung sich im Hinblick auf 
die angestrebte M ietenverbilligung 
als ein sehr aufwendiges Instru
ment erw iesen hat. Der Bericht der 
Bundesregierung über das Zusam 
m enwirken finanzw irksam er w oh
nungspolitischer Instrum ente aus
dem  Jahre 1982 stellt fes t daß
dem Einsatz ob jektbezogener Sub
ventionen zur Senkung der Kosten
m iete um DM 1 0 ,- je  Q uadratm eter 
und Monat bei e iner Anfangsm iete 
oft nur ein M ietvorteil von DM 2,50 je 
Q uadratm eter und Monat verg le ich
baren frei finanzierten M ietw ohnun
gen gegenübersteht“ '^

Die Ballungszentren verfügen 
über einen vergle ichsweise hohen 
Bestand an Sozialwohnungen. Die 
erneute Anspannung auf diesen 
W ohnungsm ärkten steht nicht im 
Zusam m enhang mit einem Bevöl
kerungszuwachs, da die meisten 
Großstädte eine Abnahm e ihrer Be
völkerung zu verzeichnen haben, ln 
d iesen Brennpunkten des Bedarfs 
ist es offensichtlich nicht gelungen, 
m it der O bjektförderung des sozia
len M ietwohnungsbaues die S itua
tion zu verbessern. Vie les deutet 
darauf hin, daß die hier relativ vor
handene private W ohnkaufkraft in
folge hoher staatlicher Förderungen

in andere Konsum bereiche abge
flossen und nicht für private W oh
nungsbauinvestitionen aktiviert wor
den ist. Es kom m t hinzu, daß die G e
m einden ihr regionales Produzen
tenm onopol in bezug auf die Bau
landausweisung nicht oder nur e in
seitig wahrgenom m en haben. V ie l
fach fehlen hier der W ille und die Fä
higkeit. auf die Nachfrage elastisch 
und m arktkonform  zu reagieren.

Erforderliche Maßnahmen

In der gegenwärtigen Situation 
wäre der Staat verpflichtet, für eine 
gerechtere Verteilung der vorhande
nen, häufig fehlbelegten Sozia lwoh
nungen zu sorgen. Viele, vor allem 
ältere Sozialwohnungen mit n iedri
geren M ieten sind durch M ieter be
legt, deren Einkommen über der zu 
lässigen O bergrenze liegt, oder die 
betreffende Personenzahl hat sich 
im Laufe der Zeit stark verm indert, 
so daß eine Unterbelegung der 
W ohnung entstanden ist. Wenn ein 
generelles Kündigungsrecht in d ie
sen Fällen nicht für opportun geha l
ten wird, sollte unverzüglich eine 
Um setzungsaktion e ingele itet wer
den. die finanziell abgem ildert wer
den könnte, um schnell auf die s ich t
bar gewordenen Schw ierigkeiten in 
Ballungszentren zu reagieren und 
die vorhandenen Sozialwohnungen 
den w irklich Bedürftigen zur Verfü
gung zu stellen. Möge weiter die Er
kenntnis wachsen, daß „unser W oh
nungsbauförderungssystem “ unge
recht, verschwenderisch, uneffektiv 
und nicht mehr finanzierbar is t’®.

Vgl. B e rich t d e r B u ndesreg ie run g  übe r d ie  
E n tw ick lu ng  de r F inanzh ilfen  und S teue rve r
g ü n s tigungen  fü r d ie  Jah re  1979 b is  1982 gem . 
§ 12 des  G ese tze s  zu r F örderung de r S tab ilitä t 
u nd  des W achstum s der W irtsch a ft vom  8. Jun i 
1967 (8. S u bven tionsb e rich t), B u n d e s ta g s 
d ru cksa ch e  9 /9 8 6  vom  6. N o vem b er 1981, 
S. 46.

E rns t B e n d a  in: R echt de r A rbe it 1981, 
137 ,140 .

D e u tsch e r B undestag . 9. W ah lperiode , 
D rucksach e  9 /1708, B e rich t d e r B u n d e sre g ie 
rung über das  Zu sa m m e n w irke n  fin a n zw irksa 
mer, w o h n u n g sp o litisch e r Ins trum en te , S. 47.

Bauen  und  S iede ln , Nr. 1/l^flärz 1989, S. 1.
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